Leserbrief von Folke große Deters vom 20.11.2005

Das Jugendparlament ist kein Verein!
Dass angesichts der katastrophalen Haushaltslage der Stadt Rheinbach auch die Finanzausstattung des Jugendparlamentes reduziert werden würde, war zu erwarten und ist auch legitim. Die Einlassungen des FDP-Fraktionsvorsitzenden Horst-Dieter Maurer im Haupt- und Finanzausschuss zu diesem Thema waren aber ein Schlag ins Gesicht all Jener, die in den letzten Jahren am Aufbau einer kommunalen Jugendvertretung in Rheinbach mitgewirkt haben. So sah Maurer in der SPD-Forderung nach einer garantierten städtischen Mindestunterstützung von 500 Euro pro Jahr eine Bevorzugung des Jugendparlamentes gegenüber „anderen Vereinen.“ Dieser Vergleich hinkt jedoch in mehrerlei Hinsicht: Erstens ist das Jugendparlament durch eine kommunale Satzung eingerichtet worden und genießt daher in rechtlicher Hinsicht (etwa in Fragen des Versicherungsschutzes) den Status eines Organs der Stadt. Zweitens – und das ist entscheidend – verfügt es im Gegensatz zu einem Verein durch das Votum der Jugendlichen über eine direkte demokratische Legitimation. Und das nicht nur auf dem Papier: Bei den letzten Wahlen lag die Beteiligung an den Schulen bei bis zu 97 Prozent!

Missachtung und Unkenntnis sprechen auch aus der Behauptung Maurers, das Jugendparlament habe keine Impulse für Anträge in den Fachausschüssen gegeben. Vergessen ist offensichtlich die Auswahl der Skaterbahn am Freizeitpark unter der Federführung von Peter Schmidt und Julius Beckedorff, die Grundlage für einen entsprechenden Beschluss des Jugend- und Sportausschusses bildete. Ein weiteres Beispiel für eine erfolgreiche Einmischung des Jugendparlamentes in die Ausschussarbeit ist der Antrag auf Ausweitung der Nachtfahrten des Anrufsammeltaxis (AST). Der Vorschlag traf damals auch auf den Beifall der Verwaltung, weil er im Gegensatz zu diversen anderen Ideen praktikabel und finanzierbar war. Leider wurde die entsprechende Verwaltungsvorlage zunächst im Verkehrsausschuss von der CDU gekippt, die lieber an der schwach frequentierten und teuren Nachtbuslinie zwischen Rheinbach und Meckenheim festhalten wollte. Erst dieses Jahr konnte der ursprüngliche Vorschlag des Jugendparlamentes endlich verabschiedet werden. 
Man könnte nun auf die Idee kommen, zwei Anträge in den Fachausschüssen sei trotz allem eine eher magere Bilanz. Diese spiegelt jedoch die verantwortungsvolle Haltung des Jugendparlamentes angesichts der finanziellen Misere der Stadt Rheinbach wider. Es wäre ein Leichtes gewesen, den Jugend- und Sportausschuss mit kostspieligen Wünschen (etwa der Erweiterung der im Sommer überlasteten Beachvolleyballanlage) zu füttern. Den Entscheidungsträgern im Jugendparlament war aber immer bewusst, dass der Bau der Skaterbahn auf absehbare Zeit die letzte Investition dieser Art gewesen ist, da die Stadt Rheinbach faktisch pleite ist und selbst bei kleinsten Ausgaben keinen eigenen finanziellen Handlungsspielraum mehr besitzt. 

Und so musste das Jugendparlament sich in den letzten Jahren auf anderen Gebieten wie der Organisation von Veranstaltungen für Jugendliche hervortun. In der Amtszeit von Peter Schmidt und mir reichte das Spektrum von Maßnahmen mit politischem Hintergrund (Erstwählerbrief, Podiumsdiskussionen, Friedensdemonstration, „Rock gegen Rechts“), Kulturförderung (Bandwettbewerb, „Rap im Park“), Benefizpartys zu Gunsten von behinderten Kindern in Rheinbach und unserer Partnerstadt Steinschönau bis zu Sportturnieren und einer Unterstufendisco. Ferner unterstützte das Jugendparlament eine Vielzahl von anderen Veranstaltungen der kirchlichen Jugendarbeit, des Kreisjugendamtes und des Arbeitskreises Jugend der CDU. Eine Bilanz, die hoffentlich neugierig macht auf die Tätigkeit und die Ansichten des aktuellen Jugendparlamentes, die vorzustellen mir als ehemaliger Vorsitzender nicht zukommt. Vielleicht sucht Herr Maurer – wie von anderen Parteien bereits vorgemacht – einmal das Gespräch mit der aktuellen Jugendvertretung, damit er seine Erwartungen an sie in Zukunft vor dem Hintergrund aller verfügbaren Informationen und vielleicht nicht gerade gelegentlich einer Etatkürzung formulieren kann. 
